
am Freitag, 26. Januar 
F=Feuerbestattungen im Krematorium, Oberge-
schoss; FK=Feuerbestattungen in der Kapelle oder
Feierhalle, Erdgeschoss; UFK = Urnentrauerfeier
in der Kapelle.

Neuer Friedhof Weilimdorf: Carmen Bayer, 53 J., 
S-Weilimdorf, 11 Uhr. Hella M�ller, geb. Bucher, 86 J., 
S-Weilimdorf, 12 Uhr (UFK). Kurt Wenzler, 83 J., 
S-Weilimdorf, 13 Uhr (UFK). Franz Prussakowski, 
89 J., S-Weilimdorf, 14 Uhr (FK). Pragfriedhof: 
Johann Funk, 92 J., S-West, 10 Uhr. Werner R�hm, 
81 J., S-Nord, 11 Uhr. Ursula Blume, geb. Gerber, 83 J.,
S-Vaihingen, 13 Uhr (UFK). Neuer Friedhof Deger-
loch: Hermann Weiß, 80 J., S-M�hringen, 13 Uhr 
(UFK). Kath. Kirche Mari� Himmelfahrt S-Deger-
loch, Karl-Pfaff-Straße 50: Gabriele K�ppler, geb. de 
Werth, 82 J., 11.30 Uhr (Trauerfeier), im Anschluss 
Beisetzung um 13 Uhr auf dem Fangelsbachfriedhof. 
Waldfriedhof: Alfred Erlinger, 68 J., Binau, 9 Uhr. 
Roland Riebler, 51 J., S-Ost, 10 Uhr. Ella Hesse, 95 J., 
S-M�hringen, 12 Uhr (UFK). Friedhof M�hringen: 
Werner Marx, 85 J., S-M�hringen, 14 Uhr (UFK). 
Friedhof Plieningen: Kurt St�ckle, 76 J., 
S-Plieningen, 12 Uhr. Friedhof Kaltental: Marianne 
Kainz, geb. Neudecker, 94 J., S-Kaltental, 13 Uhr.
Friedhof M�hlhausen: Ute Behr, geb. Matuschowitz, 
78 J., S-Freiberg, 11 Uhr. Friedhof Wangen: Lieselotte 
Blattner, geb. Scholpp, 91 J., S-Wangen, 13 Uhr (FK). 
Feierhalle Bestattungshaus Ramsaier, Katzenbach-
straße 58, S-Vaihingen: Lotte Roth, geb. Klenk, 88 J., 
S-Hoffeld, 10 Uhr (UFK), im Anschluss Beisetzung 
auf dem Friedhof in S-Birkach.

Bestattungen

D as Verh�ltnis zwischen dem Vor-
stand der Stuttgarter Straßenbah-
nen (SSB) AG und dem Betriebsrat

bleibt gest�rt. Bei einem (gescheiterten)
G�tetermin vor dem Arbeitsgericht hat der
den Betriebsrat und vier freigestellte Be-
triebsr�te vertretende Anwalt Uwe Melzer
dem Vorstand „Betriebsrats-Mobbing“
vorgeworfen und unterstellt, er wolle die
starke Arbeitnehmervertretung „kaputt
machen“. Diese werde gezwungen, zur 
Durchsetzung ihrer Forderung nach einer
Verg�tung von Mehrarbeit vor Gericht zu 
gehen. Alternativen w�ren unbezahlte
�berstunden – oder die Einstellung der Be-
triebsratst�tigkeit nach Ableistung der Wo-
chenarbeitszeit, was aber pflichtwidrig w�-
re und ein Amtsenthebungsverfahren zur
Folge haben k�nnte. F�r Melzer ist es „per-
fide“, die Betriebsr�te vor diese Wahl zu 
stellen. Verantwortlich sei die SSB-Ar-
beitsdirektorin Sabine Groner-Weber.

Der SSB-Betriebsrat und seine �ber-
stunden besch�ftigen �ffentlichkeit und
Justiz, seit Groner-
Weber 2016 freige-
stellten Arbeitneh-
mervertretern das von
ihrem Vorg�nger Rein-
hold Bauer verhandel-
te Gehalt gek�rzt und
Pauschalen, wie etwa f�r Mehrarbeit, ge-
strichen hatte. Der nun individualrechtlich
seine Interessen vor Gericht vertretende
Thomas Asmus hatte rund 1260 Euro pro
Monat erhalten; um die H�he der Pauscha-
le zu ermitteln, seien drei Jahre lang �ber-
stunden erfasst und bewertet worden. 

Der SSB-Vorstand macht deutlich, nie-
mand schikanieren zu wollen, sondern eine
rechtlich abgesicherte Vorgehensweise an-
zustreben, gerade weil der Streit um die
Entlohnung der Belegschaftsvertreter eine
so große Aufmerksamkeit genieße. Be-
triebsr�te sind ehrenamtlich t�tig, sie erle-
digen die Aufgabe aber w�hrend der
Arbeitszeit. �berstunden werden als „Frei-
zeit“ betrachtet, es sei denn, sie sind nicht
durch die R�te, sondern durch den Arbeit-
geber veranlasst. Dann ist Freizeitaus-
gleich oder, falls nicht m�glich, eine finan-
zielle Verg�tung vorgesehen.

Der SSB-Fall ist aber komplexer. Der
Vorstand behauptet, mit dem Entwurf
eines Formulars f�r Mehrarbeit guten Wil-
len zu zeigen. Allerdings geht er davon aus,
freigestellte Betriebsr�te wie Asmus in
einen tarifvertraglich vereinbarten Korri-
dor von 6.30 bis 19.30 Uhr pressen und f�r
ihn ein Arbeitszeitkonto anlegen zu k�n-
nen, auf dem „Freizeitguthaben“ gesam-
melt wird. Anwalt Melzer betont, es gebe
f�r seine Mandanten keine feste Arbeits-
zeit, da die SSB einen 24-Stunden-Betrieb
f�hren. Die Erforderlichkeit der Betriebs-
ratsarbeit pr�ften sie ebenso selbst wie die 
M�glichkeit, Mehrarbeit abzufeiern. Weil
das nicht gehe, sei die Auszahlung Pflicht.

Der Vorstand moniert, die Betriebsr�te
m�ssten ihre Arbeit besser aufteilen. F�r 
Asmus ein klarer Fall von Weltfremdheit:
Er sei der einzige Fachmann f�r den Fahr-
dienst im Gremium, er schreibe Gutachten
f�r die Einigungsstellen und sei zust�ndig 
f�r 900 Dienstpl�ne. Nicht alle R�te k�nn-
ten mit allen Aufgaben betraut werden.

SSB Vor dem Arbeitsgericht ging 
es erneut um den Ausgleich 
von Mehrarbeit. Von J�rg Nauke

Betriebsr�te 
f�hlen sich 
gemobbt

Ex-Nestwerk-Vorstand soll hinter Gitter

F �nf Jahre und vier Monate Gef�ng-
nis wegen Untreue, Urkundenf�l-
schung, Insolvenzverschleppung

und wegen vors�tzlichen Bankrotts – so
lautet die Forderung von Staatsanwalt 
Andreas K�hler gegen den ehemaligen
hauptamtlichen Vorstand der gemeinn�t-
zigen Stiftung Nestwerk. Der
70-J�hrige habe die Stiftung
als eine Art „Selbstbedie-
nungsladen“ angesehen, so
der Staatsanwalt. 

Am 31. Januar will die 6.
Strafkammer des Landge-
richts das Urteil verk�nden. Das wird das
unr�hmliche Ende einer Unternehmung
sein, die 1994 angetreten war, um den
�rmsten der Armen, um Obdachlosen und
sozial Benachteiligten in Stuttgart ein Dach
�ber dem Kopf zu bieten. Die Stiftung Nest-
werk arbeitete dabei eng mit der Stadt zu-
sammen, der das Engagement von Nest-
werk hochwillkommen war. Und ebendiese
Zusammenarbeit hatte der Stiftung den 

Vertrauensvorschuss verliehen, um bei-
spielsweise bei Banken Darlehen f�r Bau-
vorhaben zu bekommen. 

„Die Stiftung h�tte wohl nie regelkon-
form funktionieren k�nnen“, mutmaßt 
G�nter Necker, Vorsitzender Richter der 6.
Wirtschaftsstrafkammer. Damit gibt er in-

direkt dem angeklagten Ex-
Vorstand der Sozialstiftung
recht, der zu Beginn des Pro-
zesses gesagt hatte, schon am
ersten Tag der Stiftungsarbeit
sei die Rechnung nicht aufge-
gangen. Es sei eigentlich nie

gen�gend Eigenkapital f�r die Bauvorha-
ben vorhanden gewesen.

Das jedoch ist nicht das Thema vor Ge-
richt. Es geht allein um das Tun des 70-J�h-
rigen. Der geb�rtige Mannheimer hatte be-
reits w�hrend der Ermittlungen und dann
am ersten Prozesstag gestanden, sich an 
Stiftungsgeldern bedient zu haben. Mehr
als eine halbe Million Euro soll er zwischen
2007 und 2010 veruntreut und f�r private 

Zwecke verwendet haben. Daf�r soll er
rund 100 Verrechnungs- und Barschecks
selbst ausgef�llt, unterschrieben und zur 
Auszahlung angewiesen haben.

Die notwendigen Belege und Rechnun-
gen hatte er gef�lscht. Wo das Geld geblie-
ben ist? Darauf haben weder das Gericht,
der Staatsanwalt noch der Therapeut des
Angeklagten eine zufriedenstellende Ant-
wort bekommen. Zwar hatte der 70-J�hri-
ge die Tagespflege seiner Mutter, G�rtner-

Prozess Der Staatsanwalt fordert eine mehrj�hrige Gef�ngnisstrafe 
gegen den 70-J�hrigen wegen Untreue. Von George Stavrakis

Noch immer weiß 
niemand, wo das 
veruntreute Geld 
geblieben ist.

Demonstration

Protest gegen 
umstrittene Messe
Vor dem Rathaus haben am Donnerstag vor
Beginn der Gemeinderatssitzung etwa zwei
Dutzend Menschen gegen die umstrittene
Waffentechnikmesse ITEC demonstriert. 
Auf Plakaten und Spruchb�ndern forder-
ten sie, dass die Messe, auf der unter ande-
rem Trainings- und Simulationssoftware
f�r Polizei und Milit�r pr�sentiert wird,
k�nftig aus dem Messekalender gestrichen
werden soll. In K�ln war die Waffentech-
nikschau vom dortigen Gemeinderat nach
entsprechenden Protesten aus dem Veran-
staltungsplan gestrichen worden. 

Die umstrittene Messe findet vom 15. bis
17. Mai auf der Landesmesse statt. Organi-
sationen wie Ohne R�stung leben oder die
Deutsche Friedensgesellschaft wollen, dass
der Messeaufsichtsrat die ITEC absagt. Die
Veranstalter �berreichten dazu dem Ers-
ten B�rgermeister und Messeaufsichts-
ratschef Michael F�ll (CDU) entsprechen-
de Protesterkl�rungen. F�ll hatte nach An-
gaben der Aktivisten im Juni 2017 erkl�rt,
eine solche Veranstaltung sei nicht grund-
s�tzlich imagesch�digend. bra

Mit Plakaten und Spruchb�ndern gegen die
Waffentechnikschau Foto: Lichtgut/Piechowski

rechnungen und die Hochzeit seines Soh-
nes damit bezahlt. Dies deckt jedoch die 
veruntreute Summe nicht ab. 

„Gr�ßenwahn und Gier“ hatte der Ange-
klagte als Motiv angegeben. Die Stiftung
und ihr Tochterunternehmen sollen be-
reits seit 2008 zahlungsunf�hig gewesen
sein. Um das Gesch�ft am Laufen zu halten,
soll der Ex-Vorstand bei Banken Kredite
erschlichen haben. Mehr als neun Millio-
nen Euro habe er ergaunert, die in die 
GmbH und die gemeinn�tzige Stiftung ge-
flossen seien. Die Banken wurden �ber den
Tisch gezogen. Der Angeklagte hatte Miet-
vertr�ge mit der Stadt Stuttgart vorgelegt,
die schlicht gef�lscht waren. Daf�r f�lschte
er gar die Unterschrift der damaligen So-
zialb�rgermeisterin Gabriele M�ller-
Trimbusch. Inzwischen hat der 70-J�hrige 
Privatinsolvenz angemeldet. Die Stadt will
4,6 Millionen Euro von ihm.

„Es tut mir alles sehr leid“, sagt der Ex-
Nestwerk-Vorstand. Seine Verteidigerin
will keinen konkreten Strafantrag stellen.
Sie betont aber, dass bei Nestwerk offen-
sichtlich alle Kontrollmechanismen ver-
sagt h�tten. Das Urteil der 6. Wirtschafts-
strafkammer soll nun am 31. Januar ver-
k�ndet werden.

Nestwerk 1996 tritt die Stiftung als Bautr�ger 
von Sozialwohnungen auf. Nestwerk baut, die 
Stadt gew�hrt Darlehen und stellt Grundst�cke 
in Erbpacht zur Verf�gung.

Pr�fung 2005 pr�ft die Stadtk�mmerei den 
Jahresabschluss der Stiftung. Die K�mmerei 
empfiehlt dem Vorstand, sich eine Liquidit�ts-
pr�fung vorlegen zu lassen. 2007 werden dann 
erste Probleme �ffentlich.

Entdeckung 2010 verlangt die L-Bank f�r eine 
Tiefgarage am Baur-Areal Sicherheiten von der 
Stiftung. Die Anfrage der Bank bringt die Finan-
zierungsblase zum Platzen. czi

CHRONOLOGIE DES UNTERGANGS

Jedem Kind die passende Schule

E s soll nur ein Blick gewesen sein, der
den 15-j�hrigen T�ter ausrasten
ließ. Das Ende war f�rchterlich: Er

erstach in einer Gesamtschule in Nord-
rhein-Westfalen einen 14-j�hrigen Sch�ler.

Gewalttaten, Bedrohungen oder aggres-
sive Attacken an Schulen sind statistisch
nicht erfasst. Die Stuttgarter Polizei unter-
scheidet nach Taten, nicht nach Tatorten.
Auch das Kultusministerium Baden-W�rt-
temberg habe keine konkreten Zahlen, „da
diese Einzelf�lle nicht in der amtlichen
Schulstatistik aufgef�hrt werden“, sagt 
eine Sprecherin. Das Stuttgarter Jugend-
amt stellt in seinem Jahresbericht f�r 2016
jedoch fest: „Die Beratungszentren sind
mehr denn je „mit Jugendlichen in Kon-
takt, die sich selbst verletzen, deren Sozial-
verhalten gest�rt ist, deren Familienver-
h�ltnisse belastend sind, die psychisch
krank oder arm sind.“

Solche Kinder sind �berfordert und re-
agieren mit Aggressivit�t, gelegentlich mit
Schulverweigerung. Schulen und Lehrer 
k�nnen dann zun�chst auf der gesamten
Klaviatur der erzieherischen Maßnahmen
spielen: Elterngespr�che, Eintr�ge, Ver-
weis aus dem Unterricht. Sie k�nnen aber
auch die Schulpsychologische Beratungs-
stelle des Staatlichen Schulamts zurate zie-
hen. Erst wenn alle erzieherischen Maß-
nahmen nicht fruchten, darf die Schule laut
Schulgesetz zu Ordnungsmaßnahmen grei-
fen bis hin zum Schulverweis. 

In Stuttgart sind f�nf Sonderp�dagogi-
sche Bildungs- und Beratungszentren
(SBBZ) darauf spezialisiert, die emotionale
und soziale Entwicklung ihrer Sch�ler vo-
ranzubringen. Die Verbundschule Stutt-

gart-Rohr zum Bei-
spiel oder die Albert-
Schweitzer-Schule,
ebenfalls in Rohr. Da
Eltern die freie Wahl
zwischen Inklusions-
klasse an einer Regel-
schule und Sonder-
schule haben, darf die

Schulbeh�rde eine Umschulung nicht ver-
ordnen. Man versucht, die Situation in 
einem Gespr�ch mit Eltern, Sozialarbei-
tern, Jugendamtsmitarbeitern, Lehrern,
und Betreuern zu kl�ren. 

Mit dem Begriff „unbeschulbar“, wie der
15-j�hrige T�ter aus L�nen bezeichnet wor-
den ist, kann Martin Hermann deshalb we-
nig anfangen: „Aus p�dagogischer Sicht
muss und ist jedes Kind beschulbar“, sagt
der Leiter der Albert-Schweitzer-Schule.
Es h�nge nat�rlich vom Rahmen ab und 
wie das Hilfekonstrukt gestrickt sei. Es ge-
be Kinder mit sehr hohem F�rderbedarf,
die ein intensives Angebot n�tig h�tten. F�r
manche Hilfen gebe es allerdings lange 
Wartezeiten, in manchen F�llen tue sich
das Jugendamt schwer bei der �bernahme 
der Kosten.

Seine Sch�ler, so Hermann weiter, seien
auff�llig, umtriebig, mitunter auch aggres-
siv. Manche w�rden als Inklusionskinder
an einer Regelschule unterrichtet, andere
besuchten kleine Klassen am Stammsitz in
Rohr, manche bek�men eine Eins-zu-eins-
Betreuung. St�ck f�r St�ck sollen die Kin-
der wieder in gr�ßere Klassen zur�ckge-
f�hrt werden. „Es ist unser Anspruch, das
f�r jedes Kind zu schaffen“, sagt Martin
Hermann. Nur m�ssten sich halt die Eltern
darauf einlassen.

Wenn Eltern ihr Einverst�ndnis zu
einer Einschulung an einem der SBBZ ver-
weigern, ist die Schulbeh�rde machtlos.

Christof Kuhnle, Schulrat beim Staatlichen
Schulamt Stuttgart: „Wir machen uns dann
auf die Suche nach individuellen L�sungen,
wie die Schulpflicht erf�llt werden kann.“

Dar�ber hinaus haben �mter und Son-
derp�dagogen einen Schulversuch namens 
Igel entwickelt, bei dem die Kinder auch 
therapeutische Unterst�tzung erhalten.
Zudem gibt es die sogenannte Perspekti-
vegruppe, wo Jugendliche mit vielen Br�-
chen in ihrer Bildungsbiografie wieder Fuß
zu fassen lernen „und wir ihnen eine Pers-
pektive auf einen Schulabschluss vermit-
teln“, so Kuhnle. Das Projekt hat in den ver-
gangenen drei Jahren fast 90 Prozent der
Teilnehmer in die Lage versetzt, wieder re-
gelm�ßig in ihre angestammte Klasse zu-

r�ckzukehren. „Es kann nat�rlich vorkom-
men, dass die ausgew�hlte Schule nicht den
richtigen Rahmen bildet“, sagt der Schul-
amtsmitarbeiter, dann m�sse man neu
�berlegen.

Die Jungs bei Scout am L�wentor hatten
keine Wahl mehr. Viele sind zu Hause ver-
nachl�ssigt worden, teils fehlten klare
Grenzen, teils wurden sie straff�llig. Ihre 
Eltern, das Familiengericht oder aber der
Jugendrichter haben die Unterbringung in
der geschlossenen, intensivp�dagogischen
Jugendhilfeeinrichtung erwirkt. „Nach uns
kommt nur noch die Straße, die Psychiatrie
oder der Knast“, sagt Jochen Salvasohn, der
p�dagogische Leiter bei Scout. Die Schul-
bank m�ssen sie aber auch dort dr�cken.

Jugendhilfe Nach der Gewalttat in Westfalen steht die Frage im Raum, wie man mit renitenten Sch�lern 
umgehen soll. In Stuttgart gibt es daf�r Spezialschulen. Von Barbara Czimmer und Anna Lammers 

F�r Sch�ler mit emotionalem Handicap gibt es ein engmaschiges Hilfenetz. Foto: dpa

„Aus unserer 
Sicht ist 
jedes Kind 
beschulbar.“
Martin Hermann,
Rektor

Der Streit 
genießt große 
Aufmerk-
samkeit. 

WIE SCHULEN REAGIEREN D�RFEN
Gesetzesgrundlage Das 
Schulgesetz f�r Baden-W�rt-
temberg beschreibt in § 90 Er-
ziehungs- und Ordnungsmaß-
nahmen, die der Erf�llung der 
Schulbesuchspflicht ebenso 
dienen wie dem Schutz von 
Personen und Sachen. Diese 
Maßnahmen kommen nur in 
Betracht, wenn p�dagogische 
Schritte nicht ausreichen.

Maßnahmen Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen k�n-
nen durch Klassenlehrer, 
Fachlehrer oder den Schullei-
ter getroffen werden. Das 
kann Nachsitzen sein, das 
Anordnen eines Klassenwech-
sels, der zeitweilige Aus-
schluss vom Unterricht bis hin 
zum endg�ltigen Ausschluss 
aus der Schule.

Konsequenz Nach dem Aus-
schluss kann die neu aufneh-
mende Schule die Aufnahme 
von einer Vereinbarung �ber 
Verhaltens�nderungen des 
Sch�lers abh�ngig machen 
und eine Probezeit festsetzen. 
Der Ausschluss kann von der 
obersten Schulbeh�rde auf 
das ganze Bundesland ausge-
dehnt werden. czi

Betrug

Mit Enkeltrick 
Geld erbeutet
Ein Betr�ger hat am Mittwoch eine 81-j�h-
rige Stuttgarterin um mehrere Tausend
Euro gebracht. Er wandte den sogenannten
Enkeltrick an. Sechs weitere �ltere B�rger, 
die ebenfalls angerufen wurden, durch-
schauten die Masche und meldeten sich bei
der Polizei. 

Der T�ter hatte am Mittwoch die Frau
am Telefon davon �berzeugen k�nnen, 
dass er ein alter Bekannter sei. Er gab vor,
sich in einer Notlage zu befinden und drin-
gend Geld zu brauchen. Die Frau nahm ihm
seine Geschichte ab und bot Hilfe an. Sie
ging zur Bank und hob mehrere Tausend
Euro ab. Sp�ter kam ein Bote, den der Be-
tr�ger geschickt hatte, und holte das Geld
ab, meldet die Polizei. Erst sp�ter kam der
Seniorin die Geschichte seltsam vor, sie
verst�ndigte die Polizei. 

Außer diesem Fall sind der Polizei noch
die sechs Betrugsversuche im Stadtgebiet 
bekannt, bei denen die T�ter keine Beute
machen. Die Masche heißt Enkeltrick, weil
sich viele T�ter als Verwandte ausgeben. 
Die Polizei r�t den vorwiegend �lteren Op-
fern der Betr�ger, im Zweifel Verwandte zu
verst�ndigen, um zu �berpr�fen, ob der An-
rufer die Geschichte erfunden hat. Den An-
rufer soll man nach seinem genauen Na-
men und seiner Telefonnummer fragen
und sich diese Daten notieren. Auf keinen 
Fall solle man Kontaktdaten von Verwand-
ten herausgeben, so die Polizei. ceb
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